
VERLUSTE IM STEUERPFLICHTIGEN 
WIRTSCHAFTLICHEN GESCHÄFTS-
BETRIEB

Die Mittel eines gemeinnützigen Vereins dürfen nur für dessen 
steuerbegünstige Satzungszwecke verwendet werden (§ 55 
Abs. 1 Nr. 1 AO). Es ist deshalb grundsätzlich nicht zulässig, 
Mittel des ideellen Bereichs, also insbesondere Mitgliedsbei-
träge, Spenden oder Zuschüsse sowie Gewinne aus Zweckbe-
trieben und Erträge aus der Vermögensverwaltung für einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zu verwen-
den.

Problematisch ist dieses Verwendungsverbot zugunsten des 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs vor allem 
dann, wenn dieser Defizite erwirtschaftet. Denn für einen 
Ausgleich dieser Verluste werden regelmäßig jene Mittel 
verwendet, die eigentlich für die steuerbegünstigten Zwecke 
vorgesehen sind. Daraus resultiert bei vielen Vereinen eine 
große Unsicherheit: Führt ein Verlust im steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zur Aberkennung der 
Steuerbegünstigung?

Nach der Rechtsprechung und vor allem auch nach Auffassung 
der Finanzverwaltung (AEAO Nr. 4 ff. zu § 55) ist dies nicht 
zwangsläufig der Fall. Zunächst einmal ist zu berücksichtigen, 
dass nach § 64 Abs. 2 AO alle steuerpflichtigen Aktivitäten 
eines Vereins als Einheit zu betrachten sind. Für das Vorliegen 
eines Verlustes ist daher das Ergebnis des einheitlichen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs maßgeb-
lich. Eine Verwendung von Mitteln des ideellen Bereichs für 

den Ausgleich des Verlustes eines einzelnen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs liegt deshalb nicht vor, 
soweit der Verlust bereits im Entstehungsjahr mit Gewinnen 
anderer steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
verrechnet werden kann.

Beispiel: 
 
Ein Sportverein unterhält eine Vereinsgaststätte, die im zu 
beurteilenden Kalenderjahr einen Verlust erwirtschaftet. In 
demselben Jahr erzielt er jedoch auch Gewinne aus der 
Vermarktung seiner Werbebanden am Sportplatz, die diesen 
Verlust betragsmäßig übersteigen. Da die Vereinsgaststätte 
und die Werbetätigkeit nach § 64 Abs. 2 AO als einheitlicher 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb anzusehen 
sind und daraus insgesamt ein Gewinn erwirtschaftet wird, 
liegt keine gemeinnützigkeitsschädliche Mittelfehlverwendung 
vor.

Werden aus einem (einzelnen) steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb – wie der Vereinsgaststätte im Beispiel 
– jedoch dauerhaft Verluste erzielt, kann dies auch dann zur 
Aberkennung führen, wenn zeitgleich stets Gewinne aus 
anderen steuerpflichtigen Tätigkeiten vorliegen. Hintergrund ist 
dann nicht das dargestellte Mittelverwendungsverbot, sondern 
der ebenfalls zu erfüllende Ausschließlichkeitsgrundsatz 
(§ 56 AO). Danach muss der steuerpflichtige wirtschaftliche 
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Geschäftsbetrieb der gemeinnützigen Zweckverfolgung dienen 
bzw. untergeordnet sein, in dem er zur Beschaffung von 
Mitteln für die Verwirklichung der Satzungszwecke unterhalten 
wird. Bei einem dauerdefizitären steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb ist dies jedoch gerade nicht gegeben. 
Vielmehr wird ein solcher Betrieb regelmäßig losgelöst vom 
gemeinnützigen Zweck unterhalten – im Fall der Vereinsgast-
stätte beispielsweise zum geselligen Beisammensein. Um die 
Gemeinnützigkeit nicht zu gefährden, sollten bei regelmäßigen 
Verlusten daher (betriebswirtschaftliche) Maßnahmen ergriffen 
werden, um diese in Zukunft zu vermeiden.

Übersteigt der Verlust aus einer – nicht dauerdefizitären – 
steuerpflichtigen Aktivität die Gewinne der übrigen steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe in einem 
Besteuerungszeitraum, führt dies aber auch nicht zwangsläufig 
zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit. Nach Auffassung der 
Finanzverwaltung ist nämlich noch keine Verwendung von 
Mitteln des ideellen Bereichs für den Verlustausgleich anzu-
nehmen, wenn dem ideellen Bereich in den sechs vorangegan-
genen Jahren Gewinne des einheitlichen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs in mindestens gleicher Höhe 
zugeführt worden sind. Insofern ist der Verlustausgleich im 
Entstehungsjahr als Rückgabe früherer, durch das Gemeinnüt-
zigkeitsrecht vorgeschriebener Gewinnabführungen anzusehen 
(AEAO Nr. 4 zu § 55).

Abwandlung des Beispiels: 

Der Verlust aus dem Betrieb der Vereinsgaststätte übersteigt den 
Gewinn aus dem Werbegeschäft, sodass für das betroffene 
Kalenderjahr aus dem einheitlichen steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb insgesamt ein Verlust zu Buche schlägt. 
Dieser ist unschädlich, wenn in den vorherigen sechs Jahren aus 
beiden Geschäften zusammengerechnet insgesamt Gewinne 
erwirtschaftet wurden, die den erzielten Verlust übersteigen. 
Der Ausgleich des Verlustes eines steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs mit Mitteln des ideellen Bereichs ist 
außerdem unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn

• er auf einer Fehlkalkulation beruht,
•  der Verein innerhalb von 12 Monaten nach Ende des 

Wirtschaftsjahres, in dem der Verlust entstanden ist, dem 
ideellen Tätigkeitsbereich wieder Mittel in entsprechender 
Höhe zuführt und

•  diese zugeführten Mittel nicht aus Zweckbetrieben, aus 
dem Bereich der Vermögensverwaltung, aus Beiträgen oder 
aus anderen Zuwendungen, die zur Förderung der 
steuerbegünstigten Zwecke der Körperschaft bestimmt sind, 
stammen.

Die Zuführungen zum ideellen Bereich können demnach aus 
dem Gewinn des (einheitlichen) steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs, der in dem Wirtschaftsjahr nach der 
Entstehung des Verlustes erzielt wird, geleistet werden.

Außerdem dürfen für den Ausgleich des Verlustes Umlagen und 
Zuschüsse eingeworben werden. Der Verein darf jedoch für die 
Umlagen keine Spendenbescheinigungen ausstellen, da die 
Gelder gerade nicht für den gemeinnützigen Zweck, sondern 
zum Verlustausgleich verwendet werden (AEAO Nr. 6 zu § 55).

Beruht der Verlust aus dem Betrieb der Vereinsgaststätte im 
vorherigen Beispiel also auf einer Fehlkalkulation, könnte er 
daher durch Gaststätten- bzw. Werbegewinne des Folgejahres
oder auch durch Umlagen der Mitglieder ausgeglichen werden, 
um die Gemeinnützigkeit des Vereins nicht zu gefährden.

Neben der Eigenkapitalfinanzierung über Umlagen und
Zuschüsse sollte auch in Betracht gezogen werden, einen 
etwaigen Verlust durch die Aufnahme eines betrieblichen 
Darlehens auszugleichen. Durch eine solche Fremdfinanzierung
wird die Verwendung von eigenen, dem gemeinnützigen Zweck 
vorbehaltenen Mitteln verhindert, sodass es ebenfalls zu
keinem Verstoß gegen gemeinnützigkeitsrechtliche Vorschriften 
kommt. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass Tilgung und
Zinsen für das Darlehen ausschließlich aus Mitteln des steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs geleistet werden
(AEAO Nr. 7 zu § 55).

Neben diesen allgemeinen Grundsätzen zur gemeinnützigkeits-
rechtlichen Behandlung von Verlusten, erkennt die Finanzver-
waltung auch in einigen Sonderfällen Defizite an:

So sind beispielsweise Anlaufverluste unschädlich, mit denen 
bei dem Aufbau eines neuen Betriebs zu rechnen war, wenn 
diese durch Gewinne des (einheitlichen) steuerpflichtigen
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs der folgenden drei Jahre 
ausgeglichen werden.

Unproblematisch sind regelmäßig auch (kalkulatorische) 
Verluste, die sich ergeben, weil für den ideellen Bereich 
angeschaffte Wirtschaftsgüter nur zur besseren Kapazitätsaus-
lastung und Mittelbeschaffung teil- oder zeitweise für den
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb genutzt
werden und die Aufwendungen daher anteilig auch als Betrieb-
sausgabe im steuerpflichtigen Bereich veranlasst sind.

Beispiel:

Der Sportverein überlässt eine vereinseigene Sporthalle 
stundenweise entgeltlich an Nichtmitglieder zur freien Verfü-
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gung, weil sie vorübergehend für den Vereinssport nicht 
ausgelastet ist. 

Die Überlassung der Halle an die Nichtmitglieder führt zu 
einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, bei 
dessen Gewinnermittlung auch der Grundstückaufwand 
(Abschreibung etc.) zeitanteilig erfasst werden kann. Ein 
dadurch entstehender Verlust ist nicht gemeinnützigkeitsschäd-
lich.

Da auch die Einschränkungen aufgrund der Maßnahmen zur 
Eindämmung der Corona-Krise vielfach zu Verlusten führten, 
hat die Finanzverwaltung auch insofern eine Regelung gefun-
den, damit betroffene Vereine nicht unverschuldet um ihre 
Gemeinnützigkeit fürchten müssen. Nach dem entsprechenden 
BMF-Schreiben vom 09.04.2020 ist der Ausgleich von Verlusten, 
die steuerbegünstigten Organisationen nachweislich aufgrund 
der Auswirkungen der Corona-Krise vom 01.03.2020 bis zum 
31.12.2023 im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb (oder in der Vermögensverwaltung) entstehen, mit Mitteln 
des ideellen Bereichs, Gewinnen aus Zweckbetrieben, Erträgen 
aus der Vermögensverwaltung oder Gewinnen aus (anderen) 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben für deren 
Steuerbegünstigung unschädlich.

Abwandlung des Beispiels:

Die (eigentlich profitable) Gaststätte des Vereins musste im sog. 
„Lockdown“ schließen und auch danach kamen zunächst 
deutlich weniger Gäste als gewünscht. Aufgrund der stark 
gesunkenen Umsätze hat der Verein in den Jahren 2020 bis 2022 
Verluste aus diesem Betrieb erzielt. Diese führen aufgrund der 
Billigkeitsregelung der Finanzverwaltung nicht zur Aberken-
nung der Steuerbegünstigung.

Neben der gemeinnützigkeitsrechtlichen Zulässigkeit von 
Verlusten ist stets auch deren steuerliche Auswirkung zu 
berücksichtigen:

Übersteigen die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, insge-
samt nicht den Betrag von 45.000,00 € im Jahr, so wird ein 
etwaiger Verlust des entsprechenden Jahres ertragsteuerlich 
nicht berücksichtigt (§ 64 Abs. 3 AO), das heißt er kann nicht 
mit Gewinnen der Vor- bzw. Folgejahre verrechnet werden. 

Hätte der Verein im Ausgangsbeispiel also exemplarisch im 
Jahr 2019 Einnahmen in Höhe von 30.000,00 € durch den 
Betrieb der Vereinsgaststätte erzielt (bei Ausgaben in Höhe von 
40.000,00 €) und zusätzlich 14.000,00 € mit den Werbeaktivitä-
ten generiert (bei Ausgaben in Höhe von 6.000,00 €), so wäre 
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der sich insgesamt ergebene Verlust (44.000,00 € abzgl. 
46.000,00 € = -2.000,00 €) steuerlich nicht berücksichtigungsfä-
hig.

Ist die Besteuerungsgrenze in Höhe von 45.000,00 € jedoch 
überschritten, kann ein sich ergebender Verlust mit Gewinnen 
des Vorjahres (ab Veranlagungszeitraum 2022 mit Gewinnen 
der beiden vorherigen Jahre) bzw. mit Gewinnen der Folge-
jahre verrechnet und somit steuermindernd berücksichtigt 
werden (§ 8 Abs. 1 KStG, § 10d EStG). Die entsprechenden 
gesetzlichen Grundlagen wurden zuletzt durch das Vierte 
Corona-Steuerhilfegesetz angepasst, sodass sich je nach 
Verlustentstehungsjahr unterschiedliche Rechtsfolgen ergeben 
können. Bei Fragen hierzu sprechen Sie uns daher gerne an.  

Soweit keine Verrechnung mit den Vorjahresergebnissen 
erfolgt, wird der (noch verbleibende) Verlust gesondert 
festgestellt. Auf diese Weise ist gewährleistet, dass der Verlust 
mit den Gewinnen der folgenden Jahre verrechnet werden 
kann. Um diese Verlustfeststellung fortschreiben zu lassen, 
muss der Verein für Kalenderjahre, in denen noch vortragsfä-
hige Verluste vorhanden sind, jährlich eine Körperschaftsteuer-
erklärung abgeben. Die Billigkeitsregelung der Finanzverwal-
tung, wonach gemeinnützige Vereine regelmäßig nur alle drei 
Jahre eine Körperschaftsteuererklärung abzugeben haben, gilt 
hier nicht.

Ein (noch vortragsfähiger) Verlust kann nur in solchen Jahren 
mit Gewinnen verrechnet werden, in denen ebenfalls die oben 
genannte Besteuerungsgrenze überschritten ist.

Fortführung des Beispiels:

Der Sportverein erzielt in den Jahren 2020 bis 2022 folgende 
Ergebnisse aus seinen steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben (Vereinsgaststätte und Werbung):

2020 2021 2022

Einnahmen 48.000 € 38.000 € 56.000 €

Ausgaben 51.500 € 30.000 € 43.800 €

Ergebnis - 3.500 € + 8.000 € 12.200 €

Der im Jahr 2020 erzielte Verlust in Höhe von 3.500,00 € ist 
berücksichtigungsfähig, da die Einnahmen (inklusive Umsatz-
steuer) die Besteuerungsgrenze in Höhe von 45.000,00 € 
übersteigen. Ein Verlustrücktrag in das Jahr 2019 kommt jedoch 
nicht in Betracht, da die Besteuerungsgrenze dort nicht 
überschritten ist (siehe vorheriges Beispiel). Der vortragsfähige 
Verlust wird daher seitens des Finanzamts gesondert festge-
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stellt und mit dem Gewinn des Jahres 2022 verrechnet. Ein 
Abzug im Jahr 2021 scheitert ebenfalls daran, dass die 
Besteuerungsgrenze nicht überschritten ist.

Besondere Aufmerksamkeit im Hinblick auf die steuerliche 
Berücksichtigungsfähigkeit ist dem Wechsel von der Steuer-
pflicht in die Steuerbegünstigung zu widmen. Dies gilt vor 
allem angesichts der mit dem Jahressteuergesetz 2020 neu 
eingeführten Kooperationsregelung des § 57 Abs. 3 AO. Danach 
können auch Körperschaften, die zwar nicht allein, aber im 
Zusammenwirken mit einer anderen steuerbegünstigten 
Körperschaft einen gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchli-
chen Zweck verwirklichen, als steuerbegünstigt anerkannt 
werden. So kommt beispielsweise eine Gesellschaft, die einer 
steuerbegünstigten Körperschaft eine Immobilie zur Zweckver-
wirklichung überlässt oder diese durch Serviceleistungen 
unterstützt, in den Genuss der Steuerbefreiung. Viele solcher 
ehemals steuerpflichtigen sog. Servicegesellschaften beantra-
gen daher nun die Anerkennung als gemeinnützige Körper-
schaft.

Soweit eine solche Gesellschaft während der Zeit ihrer 
Steuerpflicht Verluste erzielt hat, stellt sich zwangsläufig die 
Frage nach deren steuermindernder Anrechenbarkeit in den 
Jahren, in denen sie nun steuerbegünstigt ist. Voraussetzung 
hierfür ist zunächst einmal ein steuerpflichtiger wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb, dessen Einnahmen die Besteuerungs-
grenze überschreiten. Liegt ein solcher nicht vor, ergibt sich 
mangels Körperschaftsteuerfestsetzung kein Anrechnungspo-
tential für die aufgelaufenen Verluste. Da die Kooperationsre-
gelung des § 57 Abs. 3 AO dazu führt, dass die kooperativen 
Nutzungsüberlassungen und Serviceleistungen dem steuer-
freien Zweckbetrieb zugerechnet werden, können Verluste dort 
nicht geltend gemacht werden. Denkbar wäre dies allenfalls, 
wenn eine Servicegesellschaft daneben auch noch Leistungen 
zugunsten (steuerpflichtiger) Dritter erbringt, die einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb begründen. 

Unserer Ansicht nach sollten in diesem Fall Verluste aus der 
Zeit der Steuerpflicht vom Gewinn des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs abziehbar sein. Da es hierzu 
aber keine endgültige Rechtsmeinung gibt, empfiehlt sich eine 
umfassende steuerliche Beratung im jeweiligen Einzelfall. 
Hierzu stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.
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